
2. Kapitel 
Das Verhältnis von Information und Recht 

I. Information als sowohl über- wie untergeordneter Begriff 

1. Recht ist Information 

Wenn wir in unser eigentliches Thema, die Behandlung von Information durch 
das Recht, eintreten, so begegnet uns sogleich die Schwierigkeit, dass das Ver­
hältnis der Begriffe «Information » und «Recht » auch umgekehrt gesehen wer­
den kann . Nicht nur kann Information einer von vielen Gegenständen sein, 
über die das Recht Vorschriften erlässt, sondern Recht ist selber eine von vielen 
Arten von Information. Die verwirrliche Konstellation ist also die, dass Recht 
sowohl als unter- wie als ühergeordnet zu Information gesehen werden kann . 

Recht besteht aus Normen , mithin aus Sätzen, die nicht einfach zur geisti­
gen Bereicherung dienen, sondern ein Verhalten des Adressaten bewirken wol­
len. Es ist zudem Befehl; es ist al o von der Vorstellung des Emittenten beglei­
tet, dass dem Adres saten keine Wahl bezüglich des verlangten Verhaltens ge­
lassen wird. Und mehr noch: es wird al grundsätzlich unausweichlich vorge­
stellt, indem die zwangsweise Durchsetzung angedroht wird. Das alles ändert 
an der Qualifikation von Recht als Information nichts . Der letzte Punkt , die 
Durchsetzbarkeit, zeigt deutlich den Sachverhalt: Recht wäre nicht Informati­
on, wenn es jedesmal sogleich voll streckt würde, sobald einer seiner Tatbe­
stände erfüllt ist. Die Vollstreckung ist eben nur angedroht: die Drohung, wie 
die damit verbundene Norm , wenden sich an das Vorstellungsleben des Adres­
saten, nicht an seine faktischen Verhältnisse - ein essentielles Element der li­
beralen Natur des Rechts! 

Der Schluss , der aus der Informationsqualität des Rechts zu ziehen ist, 
lautet einfach und fundamental: Information kann nicht in ihrer Gesamtheit 
\'Om Recht geordnet werden. Neben der Information in Rechtsform wird es 
notwendig immer noch Information geben, die nicht in Rechtsform gekleidet 
ist. Und damit ist es auch unmöglich, dass das Recht alle Information erfasst. 

Damit zeigt sich ein Gesichtspunkt , der auch für den Inhalt von Rechts­
normen über Information seine grosse Bedeutung haben muss. Wenn das Recht 
sich vornehmen sollte, Information in einer gerechten Weise den einzelnen In­
teressenten zuzuweisen, also Information zu verteilen, o ist das Ziel dieser 
Gerechtigkeit von vornherein durch die Unvollständigkeit des Zugriffs auf den 
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Regelungsgegenstand handicapiert. Damit ist das Problem der Grenzen des 
Rechts traktandiert, wobei die Frage, wo diese Grenzen verlaufen, ihrerseits 
schwer durch den Umstand selber, dass Grenzen bestehen, beeinflusst wird. 
Denn durch die Tatsache selber der Begrenztheit entsteht eine Art circulus 
vitiosus zulasten des Rechts, indem die begrenzte Erfassbarkeit den Verzicht 
auf das System und dies die Schwächung seines Geltungsanspruchs bedeuten 
muss. Wenn es «freie», von der Rechtsordnung nicht geregelte Information 
gibt, so entsteht notwendig an der Grenze ein Bruch, eine Ungleichbehandlung 
des rechtlichen und des ausserrechtlichen Bereichs, die nie vollständig begrün­
det werden kann, weil die Freiheit nicht eine rechtlich eingeräumte, also nicht 
durch rechtliche Kriterien bestimmt, sondern vorrechtlich ist (4. Kap. I). 

Die Infonnationseigenschaft von Recht wirkt sich im übrigen praktisch 
in jedem Akt der Setzung und der Auslegung von Recht aus. Dass alle die 
Probleme der Kapazität von Informationskanälen, der Verarbeitungsfähigkeit 
des Empfängers usw. sich für Recht ebenso stellen wie für irgendwelche Infor­
mation, wird von der Gesetzgebungslehre und der Rechtssoziologie 1 heute we­
nigstens am Rande wahrgenommen. Dass es von den Juristen weiter keine Be­
achtung erhielt, ist wohl nicht nur eine Frage der Terminologie oder der Sicht­
weise. Das Recht hat das Problem bisher dadurch einfach gelöst, dass es das 
Kenntnis- und Interpretationsrisiko dem Adressaten auferlegte (error iuris nocet). 
Ob das auch künftig so gelten kann, ist eine wohl in hohem Mass die Behand­
lung lohnende Frage an uns Juristen. 2 Sie gehört aber nicht zu tmserem Thema. 

2. Recht ist Informations-Ersatz 

Recht setzt sich aus Nonnen zusammen. Damit wird die Aussage, Recht sei 
Information, spezifiziert. Normen haben als Funktion, dass sie den Menschen 
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dort leiten , wo ihm die Pähigkeit zur eigenen Be stimmung der Lage und des 
gebotenen Handelns fehlt. «Die Notwendigkeit des Handeln s reicht weiter als 
die Möglichkeit des Erkennens » (ARNOLD GEHLE ). Dann aber gilt: «Wenn die 
Erkenntnisgrundlagen schwach werden, schalten wir auf gut und böse um » 
(HERMANN LOBBE). Information in Gestalt von Normen dient also der Über­
brückung eines Man gels an Problemlö sung sinformation , namentlich auch der 
«kon stitutionellen », im System angelegten Unwissenheit im Sinn HAYEKS3• Wer 
richtiges Handeln überhaupt als eine Fra ge der Erkenntni s ansieht - nicht nur 
KANTS berühmtes Wmt vom Volk von Teufeln , die aus Einsicht Frieden halten 4, 

sondern namentlich die Lehre SP1 ozAs5 ist darauf ausgerichtet-, mu ss im gan­
zen Recht die Anleitun g des Dummen und nicht die Zähmung des Bö sen er­
blicken. 

Die se Po sition kann zum einen nicht s anderes als die besprochene Eigen­
schaft de s Recht s, Information zu sein, im Auge haben: es ist Norm information, 
es sorgt für Anleitung zum soz ial richtigen Verhalten, das an sich auch aus 
andern , aber weniger sichern oder allzu komplexen Quellen zu erkennen wäre 6• 

Zum andern ersetzt das Recht dem Individuum vielfach auch Faktenwi ssen. 
Die s nicht nur mit Vorschrift en über elektrische Schalter und Giftklassen, son­
dern indem es etwa im Stra ssenve rkehr durch simple Rege ln den Einzelnen bei 
der jeweili gen Situation sbe urteilung entlastet , oder indem es den Un ternehmer 
zur Buchführun g und zur Organisation seine s Betrieb s anhält, usw. Da s Recht 
ist in dem Sinn «geronnene Erfahrung » (W1EACKER)7. 

Die se Fe ststellung ist gee ignet , nochmal s das Recht zu relativieren , nun 
nicht forma l, in seiner Eigenschaft als Information , sondern inhaltlich , in sei­
ner Qualität weil Information , und das hei sst in seiner Verbindlichkeit. Das 
Recht ist dann in seiner Geltung bedroht , wenn die Erkenntnis in einer von ihm 
gerege lten Materie seither fortgeschritten ist. Im Augenblick, wo der positive 
Vaterschaftsbeweis möglich wurde, war dem Ausschluss der Vaterschaft durch 
die exceptio plurium generalis , die Einrede des unzüchti gen Lebenswande ls 
der Mutter durch den Vater chaftsbeklagten , der Bod en zu einem guten Teil 
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Dazu m. Zit. HARALD K u z. Marktsystem und Information, Tübingen 1985, ab 62, und unten 
4. Kap. 14. 
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entzogen 8. Das führte in der Schweiz zunächst zur Relativierung der Bestim­
mung in der Praxis und sodann zur gesetzlichen Neuregelung. 

3. Information ist möglicher Rechtsgegenstand 

Uns beschäftigt aber vor allem das Umgekehrte: nicht das Recht, das sich in 
die Kategorie der Infonnation einordnet, sondern Information als ein Phäno­
men innerhalb des Rechts. 

Das bedeutet, dass sie selber zum Gegenstand des Rechts gemacht wird. 
Dies, als eine gleichzeitige begriffliche Über- und Unterordnung, mag wie ge­
sagt paradox erscheinen. Indessen ist ja ohne weiteres möglich, dass Informa­
tion ihrerseits Infonnation zum Gegenstand hat, und somit auch, dass Informa­
tion ein Rechtsgegenstand ist. Es gibt keinen in der Natur der Sache oder in der 
Logik liegenden Grund, der dem entgegenstünde. Information ist fähig, auf 
sich selbst Bezug zu nehmen; sie ist also selbstreferentiell, wenn das Wort ohne 
systemtheoretische Ansprüche verwendet werden darf. Ja, es ist Information 
selber, und damit auch Recht, welche das prädestinierte Medium für die Len­
kung von Informationsflüssen darstellt - der Vergleich mit dem Relais in der 
Elektrotechnik, wo ein elektrischer Impuls einen andern Regelkreis öffnet oder 
schliesst, drängt sich bei der Untersuchung unserer Materie immer wieder auf. 
Information wirkt auf Information wie Masse auf Masse und Kraft auf Kraft. 
Mehr noch: Information will immer Information steuern. Jeder Kommunika­
tionsakt, als ein auf andere Menschen bezogenes Geschehen, enthält auch In­
formation über die intendierte Reichweite der übertragenen Information. Das 
kann sehr wohl auch steuernde Information in Rechtsform sein (6. Kap . III 1 
b). 

Das Problem des Über-/Unterordnungsverhältnisses von Recht und Informati­
on ist aber, wenn schon keines der Logik, doch eines der Wertung. Es bewirkt, 
wie gesehen (Ziff. 1 ), die Ungeschlossenheit des Informationsrechts. Ob auf 
diese r Ebene, in der Optik einer gerechten Ordnung , Information als Rechts­
gegens tand überhaupt tauglich ist , muss sich noch weisen. Dem widmen sich 
un er Zweiter und Dritter Teil. 

HEGNAUER im Berner Komm . 1969 N. 89 f. zu ZGB 3 14/3 15. 
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2. Kap. II l 

II. Strategievarianten des Rechts bezüglich Information 

In seinem Verhältnis zur Information als einem möglichen Regelungsgege nstand 
stellen sich dem Recht fundamentale Alternativen . Es gibt eine Mehrheit von 
grundsätz lichen Positionsnahmen, von obersten Verhalten szielen im Sinn des­
sen, was die Sozial- und Wirtschaft swisse nschaften als Strate gien bezeichnen. 
Das Folgende will sie schemati sieren. Was das Recht davon tun soll und was es 
wirklich tut, dem gelten die später en Kapitel ; es ist hier nur allenfalls in Bei­
spielen vorweggenommen . 

1. Globale Strate gien: Verbreitung, Verteilung , Schutz 
(Unterbindun g) 

Überlegen wir, wie Recht sich gegenüber Information verhalt en kann (sofern 
es das Phänomen nicht einfach überge ht), so liegt es nahe, sich an seiner Be­
handlun g der Vermögensgüter, insbeso ndere der körperlichen Sachen , zu ori­
entieren, für die eine traditionell verankerte und im allgemeinen Bewu sstsein 
präsente Ordnun g vorliegt. Die Wahl der Strategie hängt aber u.a . ju st davon 
ab , ob diese Analogie bejaht wird . 

Ein grundsätzlicher Unter chied von Inform ation zu Sachen besteht in 
ihrer unbegren zten Verteilbarkeit. Die Sache , die dem A gehört , muss ihm weg­
genommen werden, wenn sie dem B zugewiesen werden soll. Information da­
gege n, die dem A gehört, kann dem B bekannt gemacht werden , ohne dass sich 
an der Verfügbarkeit für A etwas ändert. Das kann zum Schluss führen, dass die 
gege nüber Information zu verfo lgende Strategie derjenigen bezüglich körper­
licher Sachen gerade entgegengese tzt sein soll. Während die Sache attribu iert, 
bestimmt en Individu en unter Ausschluss der übrigen zugewiesen wird, mü sste 
Information distribuiert, d.h. möglichst Vielen zugänglich gemac ht werden. 

Folgt die Rechtsordnun g dieser Linie , so strebt sie also eine Verbreitung 
der Information an. Jedes staatliche System tut dies seit der Stele des HAMMURABI 
nicht nur mit seinen eigenen Gesetzen , sondern namentli ch insowe it, als es 
durch Schulen für Bildun g und Ausbild ung seiner Angehörigen sorgt. Es ver­
folgt damit Ziele wie die Erhaltung der Demokr atie durch Herau sbildun g hand­
lungsfähiger Staatsbürger, der Gewährleistung gleicher Entfaltun gschancen für 
den Einzelnen, usw. Eine Strategie der Verbreitung dürfte aber nicht bei den 
Schulen haltm achen, sondern mü sste soviel Schleusen wie möglich zu öffnen 
suchen, also im Sinn der «Informationsfreiheit» dem Bürger den Staat tran spa-
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rent machen, aber ebenso mit den privaten Unternehmen, ja sogar mit den Pri­
vatpersonen verfahren . 

Diese erste Variante darf nicht vorschnell mit dem Hinweis als bloss theo­
retisch abgetan werden, dass es eine völlig transparente Welt nicht geben kann. 
Es bleibt auch so zu fragen, ob nicht eine «weitestmögliche » Information das 
Ziel sei. Freilich, wenn die Zielsetzung solcherart relativiert wird, tritt das Pro­
blem der Ungleichheiten auf, abgesehen davon, dass grösste Wertungsunsicher­
heiten sich bei Bestimmung des «Möglichen» ergeben. 

Zweite Variante: das Recht strebt nicht die maximale Verbreitung, son­
dern einfach die Ordnung der Information an. Es stellt die Grundsätze auf, 
nach denen Informationskanäle entweder zu öffnen oder zu schliessen sind, 
d.h. es weist die Information zu. Damit anerkennt das Recht Besitzstände an 
Information, es ist in diesem Sinn ein Stück weniger «ehrgeizig », indem es 
bestehende Exklusivitäten an Information nicht durchbricht, ja als Wert aner­
kennt. Damit erscheint Information, im Gegensatz zur Verbreitungsvariante, 
als knappes Gut und ihre Regelung eben als Verteilungsproblem. 9 

Hier tut sich die Frage der Analogie zu den Sachgütern auf. Auch für die 
Sachen ist die Aufgabe des Rechts die Zuweisung. Indessen ist ein Unterschied 
unverkennbar: das Sachenrecht ist eine alte Ordnung , das Informationsrecht 
dagegen erst im Entstehen begriffen. Bezüglich der Information besteht des­
halb noch die Chance, eine gerechte Zuweisung in einer grundsätzlicheren Weise 
zu konzipieren , als es die Eigentumsordnung tun kann . «Zuweisung » kann eben 
sehr Verschiedenes bedeuten . Das Sachenrecht folgt keineswegs einem sol­
chen Konzept im Sinn einer materiellen iustitia distributiva, welche entschei­
den würde, welche Person welche Güter am ehesten «verdient ». Vielmehr ist 
es grundsätzlich von der normativen Kraft des Faktischen bestimmt; Zuteilungs­
kriterium ist der Besitz und das Recht beschränkt sich darauf , den Inhalt der 
individuellen Positionen und deren Übertragung zu regeln. 

Für das Informationsrecht gibt es entsprechend hier nochmals eine we­
sentliche - noch wesentlichere - Alternative: soll es materielle Verteilungs­
grundsätze zu realisieren suchen, oder soll es, wie grundsätzlich das Eigen­
tumsrecht , eine bloss «vorfindliche » Ordnung sein, indem es nur den vorge­
fundenen status quo schützt? Diese dritte bloss konservierende, schützende Kon­
zeption kommt darauf heraus , dass das Geheimnis anstelle der Information in 

9 
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den Vordergrund tritt, der statische anstelle des dynamischen Aspekts der In­
formation. Sie bildet so das Gegenstück zur zuerst genannten Konzeption der 
Informations-Verbreitung. Historisch gesehen wundert es nicht, dass diese schüt­
zende Strategie, der Geheimnisschutz, als eine dem Besitzesrecht analoge Kon­
sekration des Faktischen, deutlich im Vordergrund steht. 

2. Partielle Strategien: Prozesshilfe, Organisation, 
Exkl usi vitäts garan tie 

Das Recht kann sich aber grundsätzlich mit einer Ebene geringeren «Ehrgei­
zes» begnügen, indem es überhaupt auf einen globalen Entscheid verzichtet, 
indem es also das Thema «Information » gar nicht erst als solches anzugehen 
sucht, sondern bloss in einzelnen Bereichen eingreift. Es betreibt gleichsam 
Symptomtherapie, es behandelt nur die Zonen, in welchen ihm ein akutes Be­
dürfnis zu bestehen scheint. 

Jede der unter dem vorangehenden Titel genannten, an sich global ange­
legten Strategien könnte auch partiell verfolgt werden. Dann versteht sich, dass 
sie angesichts des partiellen, keiner allgemeinen Konzeption verpflichteten Cha­
rakters sich gegenseitig, jedenfalls logisch , nicht ausschliessen, sondern eklek­
tizistisch kombiniert werden können. Solche «Sparvarianten » können die fol­
genden sein. 

Statt die Informationsflüsse allgemein verstärken zu wollen, kann in spe­
zifischen Situationen ein Informationsrecht zugesprochen werden, wo es be­
sonders nötig erscheint. Solche punktuelle Zusatzinformation, die das Recht 
Einzelnen verschafft, hat zum Ziel , bestimmte Vorgänge in ihrem Ablauf zu 
fördern, sie gleichsam zu «schmieren », um bremsende Reibungsflächen zu eli­
minieren und die Qualität des Ergebnisses zu verbessern. Information wirkt 
also als Pro:esshilfe im weitesten Sinn. 

Das kann sich auf den Prozess der formell-juristischen Art beziehen: das 
Recht verhilft der Durchsetzung einer selbst, indem es im Zivil-, Straf- und 
Verwaltungsverfahren dem Staat Untersuchungs- und dem Privaten Aussage­
und Akteneditionspflichten auferlegt. Die grosse Frage ist dann, wieweit sol­
che Hilfsrechte auch ausserhalb formeller Verfahren bestehen sollen, Rechte 
also, die durch Informationszuführung andern Rechten zum Durchbruch ver­
helfen (7. Kap. III 2 e). Das Datenschutzrecht mit seinen Auskunfts- und Ein­
sichtsrechten der betroffenen Person zeigt deutlich das Vordringen solcher Ge­
danken. Das Motiv der Proze shilfe lässt sich aber noch stark ausweiten, etwa 
indem Schulunterricht in seiner staatsbürgerlichen Motivation als Gewähr des 
demokratischen Prozesses ge ehen wird. 
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Auch die Strategie der Verteilung, der Öffn ung und Schliessung von In­
formationskanälen, kann auf Einzelgebiete beschränkt sein, also eine sinnvolle 
Verteilung wenigstens in qualifizierten Fällen menschlichen Zusammenwir­
kens anstreben. Diese qualifizierte Form mensch lichen Zusammenwirkens ist 
die Organisation. Funktion des Rechts ist es dann, die Bedeutung der Informa­
tionskanäle als Instrument der Steuerung wahrzunehmen. Das Informations­
Verteilungsrecht tritt an die Seite des autonom von der Organisation geschaffe­
nen Rechts, welches (im privaten oder öffentlichen Bereich) Entscheidungszu­
ständigkeiten verteilt, indem es für adäquate Versorgung mit Entscheidungs­
grundlagen sorgt. Für die aus der Sicht der Organisation optimale Entschei­
dung ist dann ebenso wichtig, dass die Zufuhr von Information zu Entscheidungs­
trägern gewährleistet ist, wie auch, dass andere nichtzuständige Personen vom 
Entscheidungsprozess ausgeschlossen bleiben, was nur sichergestellt ist, wenn 
Information unterbunden wird (6. Kap. II 2 a). 

Wir kennen solche Rechtsvorschriften etwa zugunsten wie auch zulasten 
von Mitgliedern von Gesellschaften (z.B. das Aktionärs-Auskunftsrecht mit 
seinen starken Einschränkungen; 13. Kap. II). Die Fragestellung besteht aber 
auch für alle andern organisatorischen Positionen, und namentlich auch im Staat. 
Wenn auch das Recht bis heute den Aspekt der Informations-Beschränkung 
betonte, so ist ja doch die rechtliche Sicherung von positiven Informations­
Ansprüchen aus Organstellung (des Stimmbürgers, parlamentarischer Kommis­
sionen, usw.) ein Thema jedenfalls von wachsender Beachtung (13. Kap. I). 

Wie die Prozesshilfe ist auch das organisatorische Informationsrecht fast 
notwendigerweise auxiliär. Das bedeutet: es verhilft andern Rechtspositionen 
zu ihrer Verwirklichung; es wertet jedoch nicht, es geht nicht um die Realisie­
rung neuer materieller Ziele des Rechts selber. 

Schliesslich das Gegenstück zur Prozesshilfe: wendet man statt der dyna­
mischen, auf die Gewährleistung von Vorgängen gerichteten, eine statische , 
konservierende Perspektive an, so kehrt sich auch das informationsrechtliche 
Ziel um. Gefragt ist nicht die Öffnung, sondern die Schliessung von Kanälen, 
die Geheimhaltung. Das Recht kann in besonderen Situationen, aus besondem 
Gründen, Besitzstände sichern wollen, indem es Exklusivität an bestimmten 
Informationen verleiht. Der Gedanke ist vor allem bekannt im gewerblichen 
Rechtsschutz unter dem Stichwort etwa des Unternehmensgeheimnisses (12. 
Kap. II). 

Es ist aus den angedeuteten Anwendungsgebieten schon jetzt erkennbar, 
dass unser geltendes Informationsrecht alle drei Richtungen verfolgt. Dabei 
sind überall Tendenzen zur Ausdehnung zu beobachten, überall stellen sich 
Topoi und Institutionen für einen Transport dieser Konzepte ins Unabsehbare 
zur Verfügung: die Informationsfreiheit für die Prozesshilfe, das öffentliche 
Interesse für das Organisatorische, das Persönlichkeitsrecht für die Geheim-

36 



2. Kap. II 4 

haltung , und andere. Je grösser aber diese Ausdehnungen sind, desto dringli­
cher wird die Frage nach einem globalen Konzept. Wir wollen ihr deshalb nicht 
ausweichen (dazu insb. das 6. Kapitel), obwohl die Recht swissenschaft , und 
erst recht die Gesetzgebung und Judik atur, kaum Grundlagen dafür bieten. 

3. Dazwischen: Teilhabe an Informat ion in der Gemeinschaft 

Eine weitere Möglichkeit sollte nicht unerwähnt bleiben , welche Elemente aus 
dem Vorangehenden verbindet. Nehmen wir etwa die neu ins schweizeri sche 
Zivilrecht eingeführte Norm über das Auskunft srecht unter Ehegatten (ZGB 
170), so kann man sich fragen, ob neben dem Motiv der Vermögenss icherun g 
(Güterrecht ), und damit einem Hilfsrecht im oben erwähnten Sinn (Ziff . 2), 
noch ein anderer Gedanke darin erscheint. Jede Gemeinschaft bedeutet Teilha­
be : gewisse Angelegenheiten sollen den Beteili gten gemein sam sein. Gerad e 
in der Ehe soll ihrer Idee nach wesentlich mehr gete ilt werden als nur das neu 
errungene Vermögen, und die Teilhabe soll sich nicht erst bei Auflösung reali­
sieren. Die Frage ist damit gestellt, ob auch Information durch das Recht der 
« Vergemeinschaftun g» unterworfen wird oder werden soll. 

Diese Frage kann uns auch etwa wieder zu den Erwerbsorganisationen 
zurückführen . Gibt es solche Informations-Teilhab erechte des Aktionärs , des 
Arbeitnehmers , usw.? 

Ein solche s rechtspoliti sches Motiv redu ziert dasjeni ge der Informations­
verteilung auf besondere Gemeinschaften und nimmt damit auch die Idee des 
Sonder-Informationsrechts in Organisationen auf, nun spezifisch im Intere sse 
der Information s-Empfäng er. Wertmässig steht dahint er der Gedanke der Kom­
munikati on; sie ist Gemeinschaft auf information eller Ebene (6. Kap. III 1 c). 
Das Recht, obwohl es Kommunik ation nicht selber herstellen kann , würde mit 
dem Zugänglichmachen gemein schaftsrelevanter Information wenigstens die 
Basis für den Austausch schaffen. 

4. Schutz vor informationeller Gewalt 

Schlie sslich ist vorste llbar, dass das Recht sich noch stärker , nämlich auf eine 
Minimalpo sition zurückzie ht , die man analog dem Polizei- oder dem Besitzes­
schutz (im Gegensatz zum petitorischen Besitzesrec ht) oder auch analog dem 
Strafrecht betreffend Gewaltverbrechen als Verbot von Gewalt kennzeichnen 
kann. Auch wenn sich das Recht sonst ganz der Befassung mit Information 
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entschlagen wollte, kann seine allgemeine Aufgabe der Friedenssicherung nicht 
davor haltmachen. 

«Informationelle Gewalt» - der Ausdruck ist keineswegs etabliert- möchte 
ich den Tatbestand nennen , wo die zum Information saustausch typischerweise 
gehörende geistige Freiheit entfällt. «Gewalt » in diesem geistigen Sinn kann 
sowohl vom Informierenden wie vom Information Suchenden ausgehen. Der 
Informierende wendet Gewalt an, wo seine Information darauf angelegt ist, 
einen Nachteil zuzufügen . Das ist der Fall etwa der Ehrverletzung, ebenso aber 
auch der Täuschung , die im Empfänger unrichtige Vorstellungen festsetzen will. 
Aber auch ein Vorgang wie die Suggestion gehört m.E . unter diesen Gesichts­
punkt, will sie doch auf die freie Selektion und Würdigung der Information 
durch den Empfänger einwirken 10• - Umgekehrt ist auch etwa der Lügendetek­
tor eine hier zu nennende Gewaltform; der Betroffene wird gleichsam informa­
tionell geplündert, Informationen werden aus ihm gezogen, die er nicht preis­
geben wi111L 12. 

Ein kurzer (Voraus-) Blick auf das geltende Recht zeigt, dass der elemen­
tare Charakter dieser Anliegen in der Tat schon seit langem die Reaktion des 
Recht s erregt hat. Auch Suggestion und Lügendetektor wurden juristisch zu­
mindest problematisiert, seit solche Techniken bekannt sind. 

5. Ergänzend: Regelung durch Informations-Verträge 

Das Vorangehende hat zu überblicken gesucht, in welcher Weise sich das Recht 
zur Aufgabe der Allokation von Information , also des Eingriffs in Situationen 
oder Bewegungen bezüglich Information , stellen kann. Der Übersicht halber 
ist beizufügen, dass diese Allokation auch durch andere als staatliche Normen, 

10 Wettbewerbsrechtlich CARL BAUDENBACHER, Suggestivwerbung und Lauterkeit srecht, Zürich 
1978, insb. 161-175 ; ADOLFBAUMBACH/WOLFGA G HEFERMEHL, Wettbewerbsrecht, 17.A., Mün­
chen 1993, N.5 vor§§ 3-8 UWG; strafprozessrechtlich (Suggestivfragen) etwa EwALD LöwE/ 
WERNER RosE BERG, Die StPO und das GVG; Bd.II, 24.A., Berlin 1989, N. 43 zu StPO 136a; 
HANS W ALDER, Die Vernehmung des Beschuldigten , Hamburg 1965, 156-158. 

11 BGHSt 5 33;, BVerfG NJW 1982 375; NIKLAUS SCHMID, Strafprozessrecht, Zürich 1993, N. 
626; umstritten, ob auch in Anwendung mit Einwilligung des Betroffenen verboten (LöwE/ 
ROSENBERG, s. vorige Anm., N. 56 ZU§ 136a). 

12 Das will nicht heissen, dass jede Verletzung der «informationellen Selbstbestimmung » (4. 
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nämlich durch privatautonom geschaffenes Recht, erfolgen kann. Dies ist na­
mentlich das Thema all der Verträge , welche in irgendeiner Weise die Liefe­
rung oder Speicherun g oder Verarbeitun g von Information zum Gegenstand 
haben. 

Das Recht , das hier nur den Rahmen setzt, ist insoweit in seiner Strategie 
schon festgelegt. Die Vertragsfreiheit weist ihm dieselbe Rolle zu wie bei irgend­
welchen Verträgen, nämlich bloss mit dispositivem oder allenfalls zwingen­
dem Recht zu helfen , ohne den Part eien die Disposition grundsätzlich zu ent­
ziehen. 

III. Information im Dienst des Rechts 

1. Rechtliche Steuerung durch Information 

a) Die allgemeine Recht sfunktion der Konfliktregelung 

Ein Lieblingsw01t von SIGMUND FREUD war offenbar, dass die menschliche Kultur 
dort begonnen hat , wo ein erlittener Nachteil mit Flüchen statt mit physischer 
Retaliation beantwortet wurde. Die Konflikt sordnung , Aufgabe des Recht s, wird 
damit vom Körperlich- Fakti schen ins Gei stig-Informationelle gehoben. Recht , 
als Information (oben I 1), geht also den Weg der Kultur , indem es die Bot­
schaft dem physischen Vorgehen wenigstens voranstellt. 

In einer grossen kulturhi storischen Per spektive mag dies erst die Mittel­
stufe bis zu einem anzustrebenden «Endsieg » der Information sein. Es wäre 
der Zustand , wo Information aus sich selber, im Sinn der Überzeugung statt der 
Drohun g, wirkt. Nicht nur die Tendenz zum «soft law»13 oder zur Verwaltun gs­
tätigkeit mit Information smitteln 14 , sondern auch die grossen Per spektiven na­
mentlich der Soziologen - DuRKHElMS Wandel zur solidarit e organique , der 
organisatorischen Eingliederung, und gar TALCOTI PARSONs' Theorem der zu­
nehmenden Rationalität- weisen dies als Bewegun gsrichtun g unserer Zeit aus. 

Insowe it bedient sich nicht das Recht , sondern die Rechtsidee in weite­
rem oder geringerem Mas s der Information. Zur Information im Dien st des 
Recht s selber, von rechtlich en Zweck en und damit als Recht s-Gegenstand , nun 
das Folgende. 

13 CH AR L ES-ALBERT MoRAND, Le droit de I'Etat providenc e, ZSR 1988 1527-55 1, 533- 538. 
14 P AU L R1rnu , Öff en tlich-rechtliche Probleme bei der Erfüllun g von Staat saufgab en mit Infor ­

mat ionsmitteln , ZSR 1990 I 151- 172. 
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b) Information als Funktionsbedingung von rechtlichen Systemen 

Es wird eine öffentliche Bibliothek eingerichtet, durch Information soll damit 
der Bildungsstand der Bevölkerung in einem Entwicklungsland gehoben wer­
den. Die Diskussion durch die Medien soll die Meinungsbildung im Ab­
stimmungskampf ermöglichen. Einern Unternehmen wird das Knowhow für 
die Herstellung eines Produkts übertragen; es soll damit billiger produzieren 
können. Das Grundbuch und andere Register sollen durch Publizität Rechtssi­
cherheit vermitteln, der Börsenzettel das Funktionieren des Markts sicherstel­
len. Ein Computerprogramm hilft bei der Auswertung von Verbrechensspuren . 

Wo immer das Recht Steuerung anstrebt, muss auch Information gesteu­
ert werden und muss also Informationsrecht entstehen. An zweierlei ist zu den­
ken: Nicht blass geht es um die politischen Ziele , die der Staat durch Erlass 
von Rechtsmitteln zu realisieren sucht, sondern nicht weniger um die von Pri­
vaten errichteten Systeme, die Organisationen, welchen das Recht seine Unter­
stützung leiht. Dass Information gesteuert wird, tritt dabei wegen der Neuheit 
des Bewusstseins bisher kaum hervor , und entsprechend noch weniger entwik­
kelt , angesichts des time lag der Rezeption im Recht, sind die Versuche, diese 
Regeln über die Informationsströme selber in das (notwendig vorhandene) Sy­
stem zu bringen. 

2. Die Beschränkung in der Instrumentalisierung von 
Information 

Nun ist aber Information ein ungeb ärdiger Untertan des Rechts . Des Marquis' 
voN PosA Forderung «Sire , geben Sie Gedankenfreiheit!» wendet ins Normati­
ve, was als Faktum schon evident ist: Information ist ein Vogel, der sich nur 
sehr beschränkt zur Brieftaube instrumentalisieren lässt. 

Der Satz, dass «der Geist weht, wo er will» 15, bezeichnet das Problem mit 
Deutlichkeit. Die ser Satz enthält dreierlei. Er drückt aus, dass Geistiges an die 
individuelle Sphäre einesteils der Emittenten und andernteils des Empfängers 
gebunden ist, und zudem hält er fest, dass jeder Information sakt einem ständi­
gen Risiko des Konkurrenziert- und Überholt- Werdens unterworfen ist. 

Zum einen ist also schwierig sicherzustellen , dass der Informationsakt 
geschieht, weil Tatsachen seines Vorstellungslebens dem Träger schwerlich «ent­
rissen» werden können. Insoweit ist es auch nicht möglich , irgendwelche Qua­
lität der Information zu sichern . Auch soweit das Willensproblem überwindbar 

15 Joh. 3, 8. Die Bedeutung der Stelle ist allerdings unklar. 
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wäre (die Information liegt etwa in schriftlichen Akten, die mit Polizeigewalt 
behändigt werden können), ist doch vielfach das nötige Wissen, dass für den 
Interessenten relevante Information vorhanden ist , nur in der Individualsphäre 
des Emittenten vorhanden. 

Zum zweiten ist somit auch die gewollte Wirkung der Information beim 
Empfänger nicht gewährleistet. Bei ihm ist erst recht ein Vorgang vorausge­
setzt, der sich notwendig in seiner Individualsphäre abspielt. Er muss die Infor­
mation in sein Vorstellungsleben aufnehmen und auswerten , und er muss sein 
Verhalten in der erwarteten Weise danach richten. 

Zum dritten schliesslich, selbst wenn der Informationsübergang optimal 
nach Plan verläuft, kann immer der Geist auch woanders wehen. Die Exklusi­
vität, die allenfalls für den Empfänger wichtig ist, ist damit nicht mehr gege­
ben, aber namentlich kann die anderswo vorhandene Information die übermit­
telten Inhalte falsifizieren, ergänzungsbedürftig erscheinen lassen , unintere s­
sant machen, usw. Man denke für all dies an das Beispiel einer industriellen 
Knowhow-Übermittlung. Wie leicht macht aber auch eine unter dem Tisch be­
zahlte Geldsumme einen Grundbucheintrag unrichtig 16! Eine zuverlässige Steue­
rung muss danach trachten, alle Informationsquellen in den Griff zu bekom­
men , und auch im unwirklichen Fall , das s dies sichergestellt wäre , kann ihr die 
«Haupt sache » entgehen, weil sie noch niemandem in den Sinn gekommen ist. 

Die am Anfang dieses Abschnitt s (1 b) gegebenen Bei spiele liegen aber 
nicht alle gleich. Namentlich scheint ein Computerprogramm mit all diesen 
Erwägungen wenig zu tun zu haben . Es ist losge löst vom Geistesleben der 
Tran saktionspartner , und zwar nicht nur , wie etwa im Bei spiel der Biblioth ek, 
auf der Seite des Emittenten , sondern auch der «Empfänger » ist eine blos se 
Maschine , die seine Bot schaften aufnimmt. Seine Information wird auch nie 
vollständig überholt: «überholte » Computerprogramme gibt es zwar in Menge, 
aber nur in dem Sinn, dass Konkurrenzprodukte die Qualität verbessert haben , 
nicht aber so . dass die Richtigkeit des ursprün glichen Pro gramms dadurch tan­
giert wird. Die Situation ist also genau wie bei irgendeiner körperlichen Sache 
und es taucht die im begrifflich en Teil angeschnittene Frage nach der «toten » 
Information (1. Kap. I 6 d) als etwas auf, das am Nimbus der Information als 
Sonderph änomen nicht teilzuhaben bräuchte . So einfach ist es inde ssen nicht: 
auch das Com puterprogramm , nicht weniger als das Buch oder eine andere 
Verkörperung von Inform ation , bleibt ein Stück Geist, allerdings ein denkbar 
domestizierter Geist, sodass se ine analo ge (aber nur analoge) Behandlun g zur 
Sache im Sinne des Sachenrechts zwar denkbar (wie etwa im Imm aterial ­
güterrecht ), aber nicht von vorn herein gegeben ist ( 4. Kap. III). 

16 Der Tex t spielt auf das Erforderni s der Angabe des richti ge n Erw erbsp reises für die Gült ig­
keit des Eige ntum serwerbs nach schweizerischem Recht an. 
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3. Der instrumentale Charakter der rechtlichen Zuweisung 
von Information 

Die Tatsache, dass sich Information durch das Recht nicht unbeschränkt 
instrumentalisieren lässt, bedeutet nicht, dass es rechtlich auch nicht-instrumen­
talisierte Information gibt. In der Tat, es kann sie nicht geben; trotz beschränk­
ter Instrumentalisierbarkeit ist alle rechtlich angeordnete Information instru­
mental. 

Dies ist zunächst eine Trivialität, weil es einfach besagt , dass Information 
als Rechtsgegenstand immer Rechtszwecken dient. Die Frage bleibt damit noch 
offen und ist auf die wertende Betrachtung (3. Kap. ) zu verschieben, ob Infor­
mation als solche ein Recht swer t ist. Erst die Verneinung wird uns dazu führen, 
den ausschliesslich auxiliären Charakter von Informationsansprüchen im Dienst 
von anderen Rechtszwecken festzustellen ( 4. Kap. IV 2). 

4. Die Asymmetrie von Informierung und Nicht-Inforrnierung 

Anders gestaltet sich unter diesem Gesichtspunkt das Verhältnis zum Recht , 
wenn es nicht um die Veranlassung, sondern die Unterbindung von Informations­
bewegungen geht, also um die Geheimhaltung. Wenn man so will: Der Geist 
«weht » eben nicht; die Geistesinhalte sollen daran gehindert werden, gewisse 
Schranken zu passieren , an welchen ihnen das Recht gleichsam «auflauert ». 
Jeder Austritt aus dem Innenleben , durch Sprache oder Schrift usw., so wie aus 
irgendwelchen Trägem oder Räumen kann problemlos zum Inhalt von Recht s­
normen werden. 

In dieser Asymmetrie (5. Kap. III 1 b) mag der wesentliche Grund für das 
Überwiegen des Geheimhaltun gs- gege nüber dem lnfonnierun gsrecht in der 
Geschichte liegen . 

5. Doppelbedeutung des Begriffs «Informationsrecht » 

Aus dem Gesagten geht hervor, dass die Begriffe «Information » und «Recht » 
in ihrer Verknüpfung zweierlei Bedeutung haben können . Die s hängt mit der 
Mehrdeutigkeit des Information sbegriffs zusammen. Informationsrecht kann 
heissen «Recht auf Information » ebenso aber das «Recht der Information ». Im 
einen Fall geht es um den Vorgang der Infonnierun g; der Ausdruck bezeichnet 
den Anspruch, informiert zu werden, Information zu erhalten. Der Ausdruck 
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Recht versteht sich hier im subjektiven Sinn. In der zweiten Bedeutung heisst 
Informationsrecht die Gesamtheit der Normen, die sich mit Information befas­
sen - Recht also im objekti ven Sinn . Der Blick erfolgt von einer höheren War­
te, jede Handhabung von Kanälen , im Sinn der Öffnung wie der Schliessung , 
ist einbezogen. «Information » kann dann eben so als Vorgang wie als Zustand 
und ebenso als informationelle Tatsache wie als Inhalt (1. Kap . I 2) gesehen 
werden. 

Wo Unsicherheit in der Bedeutung entstehen könnte , verwenden wir im 
ersten Sinn den Ausdruck «lnformi erungs-Recht ». 
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